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Liberale Demokratie und
reformatorische Ideale
Die Bundesverfassung von 1848 setzte den Schlusspunkt
hinter ideologische Konflikte. Die neuen politischen Ideen
konnten nicht zuletzt dank dem protestantischen Geist der Zeit
gut gedeihen. Gastkommentar von Rita Famos

Falsche Bescheidenheit kann man den Verfassern
der Bundesverfassung von 1848 nicht vorwerfen.
Sie beanspruchen gleich zu Beginn, «Im Namen
Gottes des Allmächtigen» zu sprechen. Der Vor-
schlag, lediglich «Im Vertrauen auf Gottes Hilfe»
zu formulieren, wurde abgelehnt. Die Präambel ist
der einzige Satz, der wörtlich aus dem Bundesver-
trag von 1815 übernommen wurde. Der Satz war
allerdings wohl eher politisch als theologisch ge-
meint. Er sollte Kontinuität und Autorität signali-
sieren und konnte gerade so auf eine fundamentale
Wende hinweisen:Die bisherige, alteidgenössische,
«gottgegebene» ständische Gesellschaftsordnung
war nun ersetzt durch das Prinzip der Volkssouve-
ränität, durch eine demokratisch-freiheitliche poli-
tische Ordnung – entsprechend demWillen des all-
mächtigen Gottes und durchaus in der Konsequenz
des Gesellschaftsverständnisses der Autoren.

Obwohl es in den von Provokationen, Gewalt
und Bürgerkrieg geprägten Jahren, die mit der Bun-
desverfassung ihr Ende fanden, primär um ein Rin-
gen zwischen politischen Ideologien und nicht zwi-
schen Konfessionen ging, verlief der Konflikt doch
oft entlang der konfessionellen Grenzen.

Viele führende Gestalten und Vordenker
der «radikal-liberalen» Bewegung, die von 1845
an manche Regierungen reformierter Kantone
prägte, beriefen sich bei ihrem Kampf für indivi-
duelle «Freiheit» und für wirtschaftliche sowie poli-
tische Partizipation aller (damals noch nur männ-
licher) Bürger in der gesamten Eidgenossenschaft
auf «Gott». Sie waren der Überzeugung, dass ein
göttlicher Weltplan der Geschichte zugrunde liegt,
der auf individuelle Freiheit und Fortschritt zielt,
ein Revolutionsprozess, in den es aktiv einzutreten
und in dem es das Volk zu leiten gelte.

Ein solcher Gedanke, inspiriert durch protes-
tantische, deutsche «idealistische» Philosophen wie
Hegel oder Schelling, konnte sich nur auf christlich-
protestantischem Boden entwickeln und knüpfte
an die biblischen Motive der Freiheit und gleichen

Würde aller Menschen an.VieleVertreter eines sol-
chen Freiheitsprinzips verstanden sich denn auch
als «fortschrittliche» Christinnen und Christen.

So bittet etwa die Berner Regierung im Man-
dat zum Dank-, Buss- und Bettag vom 19. Septem-
ber 1847, wenige Wochen vor Beginn des Krieges
gegen die katholischen Sonderbundskantone, um
den «Schutz des Allmächtigen» für die Entwick-
lung des Vaterlandes und scheut sich nicht, dazu
an ein Lied aus der Reformationszeit anzuknüpfen:
«. . . möge es eine feste Burg des fortschreitenden
Volksunterrichts sein . . .» Gegner war der konser-
vative Katholizismus, und besonders in den Jesui-

ten und ihren Innerschweizer Freunden erkannte
man den Kern des Widerstandes gegen den gött-
lichen Befreiungsprozess, den es um jeden Preis
zu brechen galt. Gezielt wurde provoziert, wurden
Feindbilder konstruiert und verbreitet. Aber auch
die katholische Innerschweiz kämpfte für Freiheit
imNamenGottes.Die jahrhundertealteVerschmel-
zung der eigenen Kultur mit katholischer Frömmig-
keit führte dazu, dass man jetzt um das Überleben
der eigenen alteidgenössisch-christlichen Identität
zu streiten müssen glaubte.

Aber auch die Stimmung im Raum der refor-
mierten Kirche war teilweise gespalten. Manche

fürchteten eine Überbetonung der individuellen
Freiheit auf Kosten von Gemeinsinn und Solida-
rität und ein Überhandnehmen von eigennützi-
gem Denken mit gesellschaftszerstörender Wir-
kung. Die Notwendigkeit, gegen die soziale Not
der Zeit, gegen wirtschaftliche Ausbeutung und
Rechtsungleichheit vorzugehen, wurde aller-
dings anerkannt, ebenso wie die Gewissens- und
Glaubensfreiheit. Nicht aber revolutionäre Ge-
walt und erst recht keine Gewalt gegen Schweizer
Bundesgenossen. Genau die aber schloss die Re-
generationsbewegung nicht aus und stand damit
im Widerspruch nicht nur zur christlichen Bot-
schaft, sondern auch zu den eigenen Idealen.Wi-
derhall fand diese Spannung auch in der Predigt.
Pfarrer, die den geplanten Krieg kritisierten,wur-
den vom Amt suspendiert. Die Kirche habe sich
nicht in die Politik einzumischen, so schon die da-
malige Begründung.

Es ist kein Zufall, dass die liberale Umgestaltung
zu einem freiheitlich-demokratischen Bundesstaat
1848 in der Schweiz gelingen konnte, während in
den umliegenden Ländern die liberalen Bewegun-
gen scheiterten. Politische Ideen, wie Volkssouve-
ränität, Machtbeschränkung, gleiche Rechte und
Partizipation für alle Bürger, konnten innerhalb
der reformatorisch geprägten Ideale gut gedeihen.
Reformierte sehen im Staat keine Notlösung, son-
dern den Vorläufer der verheissenen himmlischen
Polis, an dem es sich mitzuwirken lohnt und an dem
alle beteiligt sein sollen.

Der reformierte Geist war prägend bei der
Gründung der modernen Schweiz. Zur DNA des
reformierten Glaubens gehört die Überzeugung,
dass kein Mensch für sich beanspruchen kann, «im
Namen Gottes» zu handeln. Hätte man sich 1847
daran erinnert,wäre der Schweiz vielleicht ein Bür-
gerkrieg erspart geblieben.

Rita Famos ist Pfarrerin und Präsidentin der Evangelisch-
reformierten Kirche Schweiz (EKS).

Die Schule braucht eine
digitale Verzichtskultur
Es gibt viele gute Argumente für und gegen die Zulassung
von Smartphones an den Schulen. Entscheidend für
Einschränkungen sind Lebensphase und Lernmoment.
Gastkommentar von Christian Montag und Klaus Zierer

Nach der Veröffentlichung des Unesco Global Edu-
cation Monitoring Report 2023 wird wieder einmal
darüber diskutiert, ob ein Smartphone-Verbot an
Schulen sinnvoll ist. Sowohl die empirische Daten-
lage als auch die pädagogischen Gründe erfordern
eine differenzierte Sichtweise. Denn ob Pro oder
Contra, es gibt in der Debatte gewichtige widerspre-
chendeArgumente hier wie da.

Auf der einen Seite wenden Gegner eines Smart-
phone-Verbotes ein, dass die Lebenswelt der Kinder
digital sei und es allein schon deswegen sinnvoll sei,
Smartphones in Schulen zuzulassen.Ebenso wird ins
Feld geführt, die Kommunikation zwischen Eltern
und Kindern durch ein Verbot einzuschränken, sei
ein Eingriff in die Freiheitsrechte. Und schliesslich
wird argumentiert, dass ein Smartphone-Verbot
organisatorisch gar nicht umsetzbar sei, weil es dau-
ernd kontrolliert und geahndet werden müsse.

Auf der anderen Seite zitieren Befürworter eines
Smartphone-Verbotes Studien, wonach das Ablen-
kungspotenzial immens sei und auf längere Sicht hin
zu Lernverlusten führe.Auch wird betont, dass durch
eineAbwesenheit von Smartphones mehr miteinan-
der gesprochen, gespielt und interagiert würde. Und
hinzu kommen Argumente, welche die Gesundheit
der Kinder im Blick haben: Handy- und WLAN-
Strahlung sei nicht zu unterschätzen.

DasAufrechnen derArgumente könnte noch viel-
fach weitergeführt werden. Die Wahrheit liegt wie
so oft zwischen den Extremen, und sie lässt sich mit-
hilfe von zwei Grundperspektiven pädagogischen
Denkens und Handelns finden.

Erstens, der Blick auf das Kind. Je jünger das
Kind ist, desto mehr stört das Smartphone. Für Kin-
der steht das sinnliche und spielerische Entdecken
derWelt imVordergrund.DieWelt des Kindes ist zu-
nächst und vor allem eine analoge. Empirische Stu-
dien zum Schreiben und Lesen geben demAnalogen
den Vorzug vor dem Digitalen. Zudem ist erwiesen,
dass für den Umgang mit Smartphones Selbstkon-
trolle und Selbstregulation nötig sind.

Es ist primär der präfrontale Kortex, der diese
Aufgabe übernimmt. Seine vollständige Ausbildung
ist in der Regel erst im frühen Erwachsenenalter ab-
geschlossen.Auf demWeg dorthin finden viele Um-
bildungsprozesse im Gehirn statt. Insofern ist wich-
tig, dass der Umgang mit Smartphones erlernt wird.

Zu glauben,dassMenschen,nur weil sie mitTech-
nik gross werden, diese auch so bedienen können,
dass sie ihnen dient, ist ein weitverbreiteter Irrglaube.
Mit Blick auf das Alter der jungen Menschen exis-
tiert jedenfalls eine Lebensphase, die ein Smart-
phone-Verbot rechtfertigt.

Wir halten es für falsch, dass Kinder im Grund-
schulalter ein eigenes Smartphone besitzen. Das be-
deutet nicht, dass Kinder gar keinen Zugang zum
Familien-Tablet oder zum Smartphone der Eltern
haben, sondern dass dieser reguliert, kontrolliert und
begleitet ist. Ab der Sekundarstufe wird es wichti-
ger, durch einen kritischenUmgangmit Smartphones
die eigene Selbstkontrolle zu entwickeln und damit
Medienmündigkeit aufzubauen. Aber selbst dann
sind aus sozialen Gründen Verbote in den Mensen
und auch in den Pausen sinnvoll.

Zweitens, der Blick auf das Ziel: Schulen verfol-
gen das Ziel, jungeMenschen auf gesamtgesellschaft-

licheHerausforderungen vorzubereiten.Ohne Zwei-
fel zählt Digitalisierung dazu, aber das klärt noch
nicht die Frage, wie viele digitale Medien deshalb in
der Schule Platz finden sollten.

Von Johann Friedrich Herbart stammt die Zu-
spitzung, dass die Schule für eine Erweiterung des
Gedankenkreises sorgen muss.Wenn Studien heute
zeigen, dass Jugendliche bis zu neun Stunden täglich
ausserschulisch digitale Medien konsumieren, dann
bedeutet das, nicht noch zusätzliche Lernzeit mit
digitalen Spielereien zu vergeuden.

Stattdessen ist ein Raus in die Natur, Spiel und
Sport in der Mannschaft, handgemachte Musik und
Kunst, Diskussionen und Theater, Handwerk und
Gartenarbeitwichtigerdenn je.NichtwenigeKindern
sind zwar im Wischen und Tippen regelrechte Kön-
ner, viele sind aber nicht mehr in der Lage, tausend
Meter zu laufen oder hundert Meter zu schwimmen.

Eine Erweiterung des Gedankenkreises im Um-
gang mit digitalen Medien findet zudem statt, wenn
sie Lernende in einer neuenArt nutzen: zur Recher-
che, zur Produktion, um zu hinterfragen, was im
Internet Sein, Schein oder Möglichkeit ist.

Für all das bedarf es aber keines eigenen Smart-
phones. In Anbetracht des fortwährenden Ablen-
kungspotenzials spricht vieles für Schulgeräte.Diese
sollten nicht von Lehrpersonen gewartet werden
müssen,die gerade in Zeiten des Lehrermangels Bes-
seres zu tun haben, sondern von IT-Fachleuten.

Es wäre wünschenswert, wenn der Smartphone-
Gebrauch in schulischen Vorschriften klar und ver-
bindlich für alle geregelt würde und dann schulspezi-
fisch konkretisiert werden könnte.Das wäre der erste
Schritt in Richtung einer digitalen Schuluniform.Der
zweite Schritt könnte die Organisation von digitalen
Schulgeräten für alle sein, bei gleichzeitigemVerbot
des Gebrauchs privater Endgeräte auf dem Schul-
gelände. Die Effekte dieses klugenVerzichts auf das
soziale Miteinander werden immens sein.

Christian Montag ist Professor für Molekulare Psychologie
an der Universität Ulm und Digital-Experte. Klaus Zierer ist
Ordinarius für Schulpädagogik an der Universität Augsburg.

Der Lernstoff verlangt Konzentration, aber der Griff zum Handy liegt nah. IMAGO

Wir halten es für falsch,
dass Kinder im
Grundschulalter ein eigenes
Smartphone besitzen.
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«Ethnische Säuberung» in Nagorni Karabach

So wird das Völkerrecht zum Völker-Unrecht
ANDREAS RÜESCH

Im Südkaukasus bewahrheiten sich die schlimms-
ten Befürchtungen: Zehntausende von Armeniern
flüchten aus dem vonAserbaidschan eroberten Ge-
biet Nagorni Karabach. Wenn nicht alles täuscht,
kommt die jahrhundertelange armenische Präsenz
in dieser Gegend nun zu einem plötzlichen Ende.
Vor den Augen einer desinteressiertenWeltöffent-
lichkeit spielt sich das Drama einer erbarmungs-
losen «ethnischen Säuberung» ab.

Einmal mehr ist es nicht gelungen, einenGewalt-
herrscher rechtzeitig zu stoppen, einmal mehr ging
der Vorsatz «Nie wieder!» vergessen. Die Gründe
dafür sind vielfältig. Sie habenmit der Geringschät-
zung für ein Kleinvolk von 120 000 Menschen zu
tun, mit der Häufung von anderen Krisen, mit der
Korrumpierung westlicher Politiker durch aserbai-
dschanische Petrodollars.Ein wichtiger Grund liegt
jedoch auf rechtlicher Ebene: Anstatt dass es sei-
nen ureigenen Zweck erfüllt, nämlich den Frieden
zu wahren und die Schwachen zu schützen, wird
dasVölkerrecht in diesemKonflikt als Propaganda-
Instrument des Aggressors missbraucht.

Das Regime in Baku wiederholt seit Jahrzehn-
ten gebetsmühlenhaft, völkerrechtlich gehöre
Nagorni Karabach zuAserbaidschan.Auch das ver-
meintliche «Hirn» der Weltgesellschaft, die Such-

maschine Google, spuckt beim Stichwort Kara-
bach ungefragt diese Meinung aus. Sie wird von
den Diplomaten der Grossmächte nicht in Zweifel
gezogen – mit fatalen Folgen. Denn die westliche
Zurückhaltung gegenüber demAggressor hat auch
mit demGlauben zu tun, dem aserbaidschanischen
Anspruch könne man wenig entgegensetzen. Baku
wiederum behauptet, im eigenen Haus dürfe man
schalten und walten, wie man wolle – und sich not-
falls eben militärisch durchsetzen.

Das ist gleich doppelt falsch. Auch ein interna-
tional nicht anerkanntes Staatswesen wie Nagorni
Karabach ist kein rechtloses Gebilde.Die Fachwelt
spricht bei solchen De-facto-Staaten von einer par-
tiellen Völkerrechtssubjektivität. Gemeint ist da-
mit, dass diese wie «vollwertige» Staaten gewisse
Rechte und Pflichten tragen.Der wichtigsteAspekt
ist dabei das Gewaltverbot. Mit der wiederholten
Verletzung des Waffenstillstandsabkommens von
1994 hat Aserbaidschan seine völkerrechtlichen
Verpflichtungen gegenüber Karabach gebrochen.
Es hatte kein Recht dazu, Ansprüche auf das Ge-
biet militärisch durchzusetzen.

Die1991ausgerufeneRepublikNagorniKarabach
erfüllte alleKriterieneinesDe-facto-Staates,nament-
lich ein klar definiertes Staatsgebiet, ein Staatsvolk
undeineeigeneRegierung.Esherrschte einhalbwegs
freies politisches Klima mit regelmässigen Wahlen,

Meinungsfreiheit undGewaltenteilung – allesDinge,
vondenendieAserbaidschaner nur träumenkönnen.

Aussenpolitisch blieb Karabachs Stellung
schwach, weil niemand seine Unabhängigkeit an-
erkennen wollte.DerWunsch der Karabach-Arme-
nier nach Eigenstaatlichkeit wäre jedoch im Völ-
kerrecht gut abgestützt gewesen, vor allem auf der
Basis des Rechtes auf nationale Selbstbestimmung.

Dieses Recht gilt nicht absolut, denn die Staa-
tenwelt hat ein legitimes Interesse daran, dass nicht
jedeaufmüpfigeMinderheit ihreneigenenStaat grün-
det.Eine völlige Zersplitterung wäre sonst die Folge.
Doch das Recht auf nationale Selbstbestimmung ist
kein blosses politisches Schlagwort, sondern eine an-
erkannte Norm des Völkerrechts, auf die auch die
Uno-ChartaBezugnimmt.Die kniffligeFrage ist ein-
zig, wie dieses Recht abzugrenzen ist vom Recht der
Staaten auf die Unverletzlichkeit ihres Territoriums.

Der Völkerrechtler Otto Luchterhandt, der im
deutschen Sprachraum wohl beste Kenner der
Rechtsfragen zum Karabach-Konflikt, hat schon
vor JahrendieKriterienüberzeugenddargelegt.Das
Recht auf Selbstbestimmung und Sezession hat in
AusnahmefällenVorrang – dannnämlich,wenn eine
nationaleMinderheit in unerträglicherWeise diskri-
miniert wird und ihr dasVerbleiben imbetreffenden
Staat nicht zugemutet werden kann. Beispiele da-
für sind die jungen Länder Osttimor oder Kosovo.

Der Fall Karabach ist noch eindeutiger als jener
vonKosovo.DennanderUnzumutbarkeit,alsArme-
nier einLebenunter aserbaidschanischerHerrschaft
zu führen, kann kein Zweifel bestehen.Das Regime
in Baku ist eine der übelsten Diktaturen der Welt,
hetzt seit Jahren gegenallesArmenischeundverwen-
det dabei eine genozidale Rhetorik.Die Karabacher
wissen, was sie zu erwarten hätten – der Exodus in
Richtung Armenien zeigt dies in aller Deutlichkeit.

Zu kommunistischen Zeiten war Nagorni Kara-
bach ein autonomes Gebiet innerhalb der sowjeti-
schenTeilrepublikAserbaidschan.Daraus leiten sich
dieAnsprücheBakus ab –unddies,obwohl zumZeit-
punkt der Sezession Karabachs noch gar kein unab-
hängiger StaatAserbaidschan existierte.DieEUund
dieUSAhaben einen schweren Fehler begangen, in-
dem sie diese Sichtweise übernahmen. Völkerrecht
wurde auf dieseWeise zumVölker-Unrecht.

Die Grossmächte hätten ihr politisches Gewicht
vielmehr dafür einsetzen sollen, eine Volksabstim-
mung über die Zukunft des Gebiets durchzuführen
oder zumindest auf eine Autonomielösung für die
Karabach-Armenier zu dringen. Stattdessen haben
sie zugeschaut,wie dieKatastrophe ihrenLauf nahm.
Nun ist dieTerritorialfrage zuKarabachwohl endgül-
tig entschieden – aber nicht auf der Basis des Rechts,
sondernmit roherGewalt und einer faktischenKom-
plizenschaft des Auslands.

Wohnungsknappheit und steigende Mieten

Linke Ansätze würden das Problem nur verschärfen
ANDREA MARTEL

Vieles wird derzeit teurer: Lebensmittel, Ener-
gie, die Krankenkassenprämien und nicht zuletzt
die Mieten. Das trifft die Bevölkerung empfind-
lich, und so ist es auch wichtig, dass sich die Poli-
tik darum kümmert.Allerdings geht es in der Poli-
tik oft weniger um Lösungen, sondern darum, sich
mit künstlichemAktivismus in denVordergrund zu
drängen oder dem politischen Gegner die Schuld
für die Existenz des Problems in die Schuhe zu
schieben. Ganz besonders, wennWahlen anstehen.

Die ausserordentliche Session «Wohnen und
Mieten», die am Mittwoch im Nationalrat statt-
gefunden hat und am Donnerstag im Ständerat
ansteht, ist dafür ein gutes Beispiel. Die Session
wurde vor gut zwei Wochen von der SP und den
Grünen verlangt, um eine Reihe von hauptsäch-
lich linken Vorstössen zu traktandieren, darunter
die «Ermöglichung einer regional differenzierten
punktuellen und periodischen Mietpreiskontrolle»
oder ein «Moratorium für missbräuchliche Miet-
zinserhöhungen».

Auch dringliche Massnahmen wurden gefor-
dert, um die «Mietzinsexplosion zu stoppen». Ge-
mäss diesemAntrag hätte der Bundesrat kurzfristig
beschliessen sollen, dass einAnstieg des Referenz-

zinssatzes nicht mehr im gleichenMasse wie bisher
auf den Mietzins überwälzt werden kann.

Wie zu erwarten,wurdendieseMotionenallesamt
im hohen Bogen verworfen.Nicht nur die Mitte und
die rechten Parteien waren dagegen, auch der Bun-
desrat. Beim Begehren, die Überwälzung des Refe-
renzzinssatzes auf den Mietzins drastisch zu be-
schränken, stellte Bundesrat Guy Parmelin im Rat
die berechtigte Frage, weshalb dieses System, auf
das sich vor 15 Jahren Mieter- und Vermieterseite
geeinigt haben, genau jetzt angepasst werden soll –
nach neun Senkungen und bis jetzt einer Erhöhung.

Für regional unterschiedlicheRegelungenbraucht
es laut Parmelin keine Anpassungen des Mietrechts.
Diese seienauchunterdemgeltendenMietrechtmög-
lich. Auch gegen missbräuchliche Mietzinsen könne
man sich als Mieter wehren.Wann Mietzinsen über-
haupt missbräuchlich sind, ist allerdings alles andere
als klar, auch wenn die Linke dies regelmässig sug-
geriert.Einerseits heisst es imGesetz, dassMietzinse
missbräuchlich sind,wenn «damit ein übersetzter Er-
trag aus der Mietsache erzielt wird».Anderseits folgt
unmittelbar danach die Ausnahmeregelung, die be-
sagt,dassMietzinse in derRegel nichtmissbräuchlich
sind, wenn sie orts- oder quartierüblich sind.

Generell gilt: Das Mietrecht ist ein komplexes,
austariertes System. Punktuelle Anpassungen, die

über technische Detail hinausgehen, sind heikel.
Wenn, dann müsste man das Mietrecht einer um-
fassenden Revision unterziehen. Es gäbe durchaus
alternative Modelle für die Festlegung und dieAn-
passung von Mietzinsen.Aber ein politischer Kon-
sens für einen Systemwechsel hat sich in den ver-
gangenen Jahren nie finden lassen.

Immerhin:Die politischen Spielchen haben nicht
verhindert, dass der einzig sinnvolle Vorschlag des
Tages zum Thema durchgekommen ist. Laut einem
Postulat von Mitte-Nationalrat Leo Müller soll der
Bundesrat prüfen,obmanPersonen,dieBauprojekte
ohne stichhaltigen Grund bekämpfen, ein gewisses
Kostenrisiko auferlegen könne.Verschiedene kanto-
nale Baugesetze sahen dies vor:Wer im Einsprache-
verfahren unterliegt, riskiert, einen Teil der Verfah-
renskosten tragen zumüssen.DasBundesgericht hat
dem jedoch einen Riegel geschoben, weshalb Ein-
sprachen nun gerne genutzt werden, um unliebsame
Bauprojekte möglichst lange hinauszuzögern.

Warum dieser Vorschlag sinnvoller ist als die
oben erwähnten Vorstösse? Sein Ziel ist es, dass
mehrWohnungen gebaut werden können. Solange
die Nachfrage nach Wohnraum steigt, ist dies der
einzigeWeg, die Situation zu entspannen. DenAn-
bietern von Wohnraum das Leben schwer zu ma-
chen, bewirkt hingegen genau das Gegenteil.

Neue Strategie des US-Verteidigungsministeriums

Ohne Partner gibt es keinen Schutz vor Cyberangriffen
LUKAS MÄDER

Die Botschaft des amerikanischen Verteidigungs-
ministeriums ist deutlich: Die USA können den
Kampf imCyberraumnicht alleine führen.DieGross-
machtwolle künftig stärkermitVerbündeten imAus-
land und mit Partnern in der Industrie kooperieren,
heisst es in der neuen Cyber-Strategie des Ministe-
riums. So wollen die USA wirksam gegen ihre Geg-
ner – insbesondere China und Russland – vorgehen.

Diese Einsicht kommt spät. Unter Experten ist
schon länger klar, dass zum Beispiel ein rascherAus-
tausch von Informationen entscheidend ist zur Ab-
wehrvonCyberangriffen.Das zeigt auchderUkraine-
Krieg, in dem private IT-Firmen aktiv am Schutz der
Ukraine vor russischenAttacken beteiligt sind.

DasweltweiteSignal,dasdieUSAmitderNeuaus-
richtung der Strategie aussenden, ist nicht zu unter-
schätzen. Es ist das Eingeständnis, dass selbst eine
Cybergrossmacht wie die Vereinigten Staaten auf
Kooperationangewiesen ist.EineinzelnesLandkann
gegnerische Cyberangriffe nicht wirksam abwehren.
Der Alleingang wird zur Bedrohung. Die neue Stra-
tegie beruhe auf Erkenntnissen aus der Ukraine so-
wie aus früheren Kooperationen, schreibt das Ver-
teidigungsministerium. Das militärische Cyberkom-
mando der USA (US-Cybercom) führt seit 2018 in

verbündeten Staaten «Hunt Forward»-Operationen
durch. Dabei suchen amerikanische und lokale Spe-
zialisten Seite anSeite in IT-SystemennachSchwach-
stellen und nach Spuren möglicher Angreifer.

Diese Auslandseinsätze sollen dazu dienen, geg-
nerische Angriffe auf die USA frühzeitig zu erken-
nen und eine wirkungsvolle Abwehr zu entwickeln.
Amerikanische Cyberspezialisten waren zum Bei-
spiel Ende 2021 in der Ukraine im Einsatz, noch
bevor die russische Invasion begann, oder auch in
Litauen wenige Wochen nach dem Angriff. Eben-
falls aktiv war das US-Cybercom 2018, vor denMid-
term-Wahlen in den USA, in Nordmazedonien oder
Montenegro imZusammenhangmitmöglicherWahl-
beeinflussung. Diese Operationen verschaffen dem
US-Cybercom ein umfassenderes Bild darüber,wel-
che Akteure auf welche Weise Angriffe durchfüh-
ren. DasWissen hilft bei der eigenen Verteidigung.

Die USA haben noch einen weiteren Grund, die
Cyberabwehr ihrerVerbündeten zu stärken.Die IT-
Systeme zum Beispiel der Nato-Staaten sind zuneh-
mendmiteinander vernetzt.ModerneWaffensysteme
wie der Kampfjet F-35 weisen ebenfalls Schnittstel-
len zum internationalen Datenaustausch auf.

Diese Vernetzung bietet Angreifern neue Ein-
fallstore. EinigeAkteure würden die IT-Netzwerke
von Verbündeten angreifen, um so in die IT-Sys-

teme der USA zu gelangen, heisst es in der Strate-
gie. Die USA sind deshalb daran interessiert, dass
Länder, die zum Beispiel den F-35 einsetzen, gut
geschützt sind. Dazu gehören auch die Schweiz
oder Deutschland, welche das Flugzeug beschaf-
fen beziehungsweise beschaffen möchten.

Die neue Strategie anerkennt: Die Cybersicher-
heit ist in einem Verbund nur so gut wie jene des
schwächsten Teilnehmers.

Partner im Cyberökosystem sind für das Vertei-
digungsministerium auch private IT-Sicherheits-
firmen. Ihr Wissen kann helfen, Cyberangriffe zu
erkennen. Denn diese Firmen haben oft mehr In-
formationen über weltweit laufende Cyberopera-
tionen als eine einzelne Behörde. Ungewohnt be-
scheiden heisst es in der Strategie:Man sei bemüht,
von den Verbündeten und Partnern zu lernen.

Die weltweite Vernetzung der IT-Systeme hat
die Kräfteverhältnisse verschoben. Die USA sind
im Cyberraum zwar eine Grossmacht. Doch klei-
nere Staaten wie Iran können sie mit Cyberangrif-
fen herausfordern. Um sich zu schützen, sind die
USA – die sonst oft andere beschützen – selbst auf
Hilfe angewiesen.

Cybersicherheit ist eine Verbundaufgabe. Die
neue Strategie desVerteidigungsministeriums ist ein
starkesSignal dafür,dassdieUSAdies erkannthaben.

Wann Mietzinsen
missbräuchlich sind,
ist alles andere als klar,
auch wenn die Linke dies
regelmässig suggeriert.

Das weltweite Signal,
das die USA mit der
Neuausrichtung der Strategie
aussenden, ist nicht
zu unterschätzen.


